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ingelnen., habe ich noch anzuführen, daß bei der 
und Bergwerks⸗Verwaltung, ſowie bei den 
Steuern Mindereinnahmen in Ausſicht zu 
Es ſind dieſe veranſchlagt bei der 


in der Thronrede darauf hingewieſen, daß das ab⸗ 
geſchloſſene Wirthſchaftsjahr 1877 78 mit einem 
Ueberſchuſſe abgeſchloſſen hat. Der Etat für da 
Jahr 1877 — 78 balaneirte in Einnahme und Aus 
gabe mit 657,500,000 Mark rot., in Wirklichkeit nehmen ‚find, E f 
find die Einnahmen um 7,400,000 Mark gegen Forſtvewaltung auf 4,690,000 Mark, bei der 
den Etat zurückgeblieben; es ſind dagegen an den Bergwaksverwaltung auf 1,496,000 Mark, bet den 
Ausgaben Erſparniſſe von 12,600,000 Mark mit) indireken Steuern auf 824,000 Mark. Mehr⸗ 
Einſchluß von 200,000 Mark Reſtbeſtand gemacht einnahnen werden erwartet bei der Eſſenbahn⸗Ver⸗ 
worden, ſo daß ein Ueberſchuß von 5,400,000 [walturg im Betrage von 3,378 874 Mark, bei 
Mark verbleibt. Was die wirklichen Einnahmen der Domänen⸗Verwaltung 806,000 Mark, bei den 
und Ausgaben des vergangenen Jahres betrifft, jo | direkten Steuern 2,987,000 Mark. Letztere wer⸗ 
haben die Betriebs-Verwaltungen im Ganzen einen den weſentlich in Anſchlag gebracht von der erhöh⸗ 
Minderertrag ergeben. Mehreinnahmen ſind zu ver⸗ ten Gibäudeſteuer. Es rührt dies daher, daß im 
zeichnen bei den Domänen mit 460,000 Mark, bei] nägſten Etat auch bereits die Zugänge des laufen ⸗ 
den direkten Steuern mit 2,444,000 Mark, dar- den Jahres in Anſetz gebracht ſind; ſodann daß 
unter 1,700,000 Mark aus der Haus- und Ge- die Ergebniſſe der gegenwärtigen Gebäudeſteuer⸗ 
bäudeſteuer; bei den Eiſenbahnen 3,600,000 Mark. 1 Ir 1 eee 25 ma 

innahm aben erausgeſtellt vor] dung gebracht worden „find, e Ergebniſſe der 
1 ne 11 iR erhöh⸗] Gebmdefteuer-Nevifion werden vorausſichtlich gün⸗ 
ter Ausgaben, theils und namentlich wegen gerin- ſtiger ſein, als man Be angenommen hat. (Hei⸗ 
geren Erlöſes bei den Holzverkäufen im Ganzen mit terkeil) Ich kann die Poſten augenblicklich nicht 
über 5 Millionen Mark, dazu eine Mindereinnahme] beugt angeben, hoffe aber nach drei Wochen in 
aus den Erträgen und Ablöſungen von Forſigrund⸗ der Lage zu fein, ſie genau angeben zu 
ſtücken mit 1,270,000 Mark, bei der Bergwerks- könnm. Es ſind außerdem Mehreinnahmen zu er⸗ 
Verwaltung mit 790,000 Mark; bet den indirekten] Marin aus ber Verwaltung des ehemaligen Staats⸗ 
Steuern über eine Millton, vorzugsweiſe aus den ſchaßs im Betrage von 2,854,000 Mark und in 
Mindererträgen bei der Stempelſteuer. Dagegen der Juſtizberwaltung von 995,000 Mark. Was 
find. Erſparniſſe gemacht im Betrage von 4,600,000 die bei en betrifft, ſo we 3 1 88 
Mark, ſo daß ſich hiernach bei dem Ordinarium ſächlchſten ſchon genannt. 5 5 50 0 
noch ein Ueberſchuß von 2½ Millionen heraus- erwähnenswerth die Mehrausgabe bei der Verwa tung 
ſtelt. Bei den einmaligen Ausgaben find ferner] des Innern im Betrage von 2,360,000 Mark, 
erſpart 2,700,000 Mark, denen noch einige kleine] woe indeß 300,000 Mark vom Reiche erſetzt 
Einnahmen aus den laufenden Reſtverwaltungen 
hinzutreten, ſo daß ſich überhaupt ein Ueberſchuß 


Landtags⸗Verhaudlungen. 

a Herrenhaus. 

2. Sitzung vom 20. November. 

Präſident Herzog. von Ratibor eröffnet 
die Sitzung um 12 ½ Uhr. 

ö Am Miniſtertiſche: Dr. Leonhardt. 

Es ſind wieder mehrere kleinere Geſetzentwürfe 
eingegangen, wovon dem Hauſe Mittheilung gemacht 
wird. 

Seit der letzten Seſſton find ausgeſchieden durch 
den Tod: v. Holleben, Dr. Lehr, v. Tſchirski, Graf 

Werther, v. d. Oſten, Graf Rantzau, v. Gersdorff, 


Der Präſident widmet den Verſtorbenen warme 

Worte der Anerkennung und die Mitglieder des 
Hauſes ehren das Andenken diefer Herren durch Er- 
heben von den Sigen. 

Ausgeſchieden ſind ferner durch Verluſt der 
Mitgliedſchaft: Dr. Taßmann und v. Forckenbeck. 

Der Präſident beruft noch die Herren Schu⸗ 
mann und Tilzer zu Quäſtoren des Haufes, dann 
tritt das Haus in die Tagesordnung. 

I. Vereidigung neuer Mitglieder: Die Herren 
v. Oldenburg und Fürſt Wied werden in herkömm- 
licher Weiſe vereidigt. 

II. Beſchlußfaſſung über die geſchäftliche Be⸗ 
handlung mehrerer Vorlagen. Die Geſetzentwürfe, 
betreffend die Verpfändung von Kauffahrteiſchiffen, 
über die Aenderung des Grundbuchweſens im Be⸗ 


die Geſetze über den Kompetenzkonflikt, über die 


likte bei gerichtlichen Verfolgungen wegen Amts⸗ den gegenwärtigen Verhältniſſen unabweis⸗ 


handlungen, über die Befähigung zum höheren Ver⸗ eee ee eat Br Br lich 3 vordene Erhöhung der Polizei, namentlich in 
Seswaltungöbienft . Jahr nicht zu Gute, denn der Reichshaushaltsetat der keichshauptſtat. Das Extraordinarum bleibt 


Geſetzentwürfe, betreffend die Art. 86 und 87 der 


bereis um 8 Millionen hinter dem Etat des lau- 
fendn Jahres zurück. Die Geſammt⸗Ausgaben be⸗ 
laufn ſich auf 717,225,308 Mark, es bleibt im 
Gamen ein Betrag von 73,750,000 Mark zu 
decka. Es fragt ſich nun, ob dieſes Defizit ein 
dauendes ſein wird, oder ob es lediglich aus der 
Unginft der Zeitverhältniſſe reſultirt. Ich bin der 
Meiung, daß für die nächſten Jahre eine Steige⸗ 
zung der Einnahmen zu erwarten iſt. Große 
Schzankungen haben nur bei der Bergwerks⸗Ver⸗ 
walung ſtattgefunden, und zwar von 15 auf 53 
Milonen aufwärts und zurück. In den letzten 10 
Jahen ſind zuſammen 35 Millionen an jährlichen 
Ausällen dadurch eingetreten, daß verſchiedene Ab⸗ 
gabe erlaſſen wurden. Die ſchon damals ange⸗ 


hat eine Erhöhung der Matrikularbeiträge um 
5,119,375 Mark gebracht; es wird dadurch der 
Ueberſchuß des vergangenen Jahres bis auf einen 
ſehr unerheblichen Reſt in Anſpruch genommen. Es 
iſt Ihnen bereits ein Nachtragsetat wegen Deckung 
der erhöhten Matrikularbeiträge des vergangenen Jah⸗ 
res zugegangen. In dem Etat des laufenden Jah- 
res kommt dann auch ein Ueberſchuß aus dem Vor⸗ 
jahre von 16,446,000 Mark; eingeſtellt werden 
außerdem aus der letzten Zahlung der franzöſiſchen 
Kriegskontribution 16 ½ W a Bon 
d igſen eröffnet die] dieſer außerordentlichen Einnahme hat bereits der 
e 5 e Ä Betrag von 2,437,000 Mark zur vollſtändigen 
! Am Miniſtertiſch: Finanzminiſter Hobrecht, Deckung des Ordinariums verwendet werden müſſen, 
Geh. Oberfinanzrath Scholz. jo daß noch immer ein Ueberſchuß von 30 Millio- 
Der Präſident macht Mittheilung von dem] nen Mark verbleibt. Eine Anleihe iſt, wie Ihnen 
inzwiſchen erfolgten Ableben des Abg. Henze. Die bekannt, im Betrage von 52 Millionen eh 
Mitglieder des Hauſes ehren das Andenken des | men worden. Nun war vorauszuſehen, a e 
Verſtorbenen durch Erheben von den Sitzen. Aufſtellung des Etats für das nächſte 1810 5 9 78 
An Regierungs⸗Vorlagen ſind eingegangen: deutend größeren Schwierigkeiten als jetzt verkn 1 
eine Ueberſicht über die Einnahmen und Ausgaben ſein wird. Die außerordentlichen Einnahmen feh 5 
des Etatsjahres 1877 — 78 und eine Nachwelſung] faft vollſtändig, dagegen ſtehen beſtimmte e 
des Konſolidationsgeſetzes. gaben bevor. Zunächſt die erhöhten Matr 8 ar h . 
Tages ordnung: Wahl der Prüſidenten und träge von 5,119,000 Mark, Der 998 en 
Schriftführer. jung von Staatsſchulden mehr 6, 0, 115 
Abg. Windthorſt- Meppen beantragt zur] Erſparniſſe haben ſich nicht e ee hi 
Abkürzung der Geſchäfte die Wiederwahl des bis- einigen Verwaltungen haben fe ER fe 
herigen Präſidiums und der Schriftführer. in Ausſicht genommen werden 5 N 868 12 
neee Bienen ae ber ene , Seeger e Pad 
d e eſam D „ 3 95 
e e . 15 ſo daß 10,056,308 Mark beim Ordinarium un⸗ 
Der Präſtdent beruft zu Quäſtoren die Abgg.] gedeckt bleiben. (Hört! Hört! im ee 35 
Gäbler und von Liebermann, und richtet, nachdem den einmaligen und außerordentlichen Ausgaben iſt 
ſomit das Bureau konſtituirt if, an das Haus die | dem Beſtreben, einige Einſchränkungen aa 85 
Bitte, den Vorſtand zu ermächtigen, Seiner Maje⸗laſſen, eine feſte Grenze gezogen. b hr 
ſtüt dem Könige im Namen des Haufes der Abge- ja nicht zweifelhaft ſein, daß diejenigen 11 „ige Schriſt des Abgeordntten Piofeſſor Dr. 
ordneten die jedenfalls Allen bewegenden lebhaften] mungen, für welche bereits die erſten Raten bew 5 nei „Geſez und Budget“ iſt heute von dem J. 
Gefühle des E der Dankbarkeit und der ligt worden find, fortgeſetzt und durchgeführt werden un Veilig dab ang ge 5 
fühle des Schmerzes, Auedrück müſſen. Zu dieſen Fortſezungen wird ein Betr Springeer'ſche erlag hi gegeben worden. 
m I BFROREOI enn e I von 48 ½ Millionen Mark in Anſpruch genomm. Das Buch greift mitten in das parlamentariſche 


Die erbetene Ermächtigung ward dem Ge⸗ Darüber binaus jeien nur ſolche einmaligen ad Leben des Augenblicks hinein, es ergreift die haupt⸗ 
ſammtvorſtand ertheilt. | 


41 des Geſetzes über den Unterſtützungswohnſttz 
Serden zur erſten Berathung bezw. Schlußberathung 
im Haufe geſtellt und vom Präſidenten auf die mor⸗ 
gen anſtetzende Plenarſitzung geſetzt. 

Nächſte Sitzung: Donnerſtag 12 Uhr. 

Schluß 1 / Uhr. 


Abgeordnetenhaus. 
2. Sitzung vom 20. November. 


jener Nachläſſe in verdoppeltem Maße hervor. Eine 
Sterrreform bleibt daher unbedingt erforderlich. 
Eine Anſpannung der direkten Steuern gewährt aber 
keine Abhilfe, ſelbſt in den Gemeinden muß der 
Weg der indirekten Beſteuerung betreten werden. 
Wir erwarten die Reform von den Reichs⸗Behörden, 
deren Entſchließungen aber für den vorliegenden 
Etat nicht mehr maßgebend ſein können. Zur 
Deckung des Defizits für 1879 — 80 giebt es da⸗ 
her ur ein Mittel: die Anleihe. Eine dahin ge⸗ 
hend Vorlage wird Ihnen ſofort in der erforder- 
liche Zahl von Exemplaren zugehen. Sie werden 
alſo in der Lage fein im die Berattano alsbald 
einztreten. (Schwaches Bravo rechts.) 

Nachſte Sitzung: Freitag 11 Uhr. 

Tages“ dnung: Juſtizgeſetze. 

Schuß 12½ Uhr. 


g Deutſchland. 
Be rlin, 20. November. Die bereits ange⸗ 


* 


außerordentlichen Ausgaben auf den Etat geje/ N r 8 yet 7575 955 
Es erhält nunmehr das Wort Finanzminiſter ese ee uh ef In ſamlic l dak bel unthel ee: 

: 5 wü rth iſt, daß] ren Ve k.] niſſe mrückhalten, a 
0 babe da jet a wahl ln ne mid Ganzen ſtellen ſich dieſe auf 656886 ſele af Pr Geller keep drew lcd 
Berathung der Seſſion eintritt, jo geſtatte ich mir, Der Miniſter erläutert nunmehr kurz di? die Fi- gelangz das um fo mehr, je reicher an Konſegnenzen 
dem Haufe ſchon heute den Entwurf des Etats für] rungen in den Reſſorts der Miniſterien Ur die Aszſtellungen des Herrn Dr. Gneiſt ſich erweisen 
das nächſte Jahr und den Entwurf eines Geſetzes nungen, für Landwirthſchaft und 


Hartl und be⸗ 
betreffend die Ergänzung der Einnahmen vorzulegen.] merkt, daß, ſoweit eine geſetzliche Feſtellung 


dere und je weniger ohne die genaueſte Kontrole ſich 
a det Um läßt, wohin fie führen. Die Schrift knü 

Der Ernſt der ganzen Vorlage und der Umſtand, ben nothwendig iſt, dem Landtage 1 1 een ee ee ar 
daß ich heute zum erſten Male die Ehre habe, vor Vorlage darüber zugehen werde. SM 5 ma en die Bränderungen in den Reſſorts der Miniſter zu 
Ihnen zu ſprechen, en tſchuldigt es, wenn ich einige der Etat über dieſe 1 ge ah März 1878 an; ein Gegenſtand, der, 
weitere Bemerkungen daron knüpfe. Es iſt ſchon Auſſchluß, die auf das geri , eee If 8 


1 f 


deuten Schwierigkeiten treten nunmehr in Folge 


Der Minister führt Haas fort; Im nachdem er damals nicht zur Erledigung h gekommen 


bekanntlich die nächſten Wochen von Neuem die par⸗ 
lamentariſchen Verhandlungen erfüllen wird. Herr 
Dr., Gneiſt ſtellt eine Art Syllabus ertorum, ein 
Verzeichniß der aufgetretenen Fehlſichten an die Spltze 
ſeiner Ausführungen. 2 sd TER a een 

Die juriſtiſch nicht haltbaren Rechtsvorſtellun⸗ 
gen, welche die ganze Verhandlung durchdringen, ſind 
folgende id zi ane 

J) es iſt nicht richtig, daß die Verfaſſung des 
Staatsminiſteriums in Preußen eine geſetzlich orga⸗ 
niſirte, und daß ein ſolches Organiſationsgeſetz über ⸗ 
haupt möglich und rathſam wäre;; 

2) nicht richtig, daß bei einer Veränderung 
in den Reſſorts der Miniſterien die einzelnen Ver⸗ 
waltungsgeſetze, in welchen einem Miniſterdepartement 
beſtimmte Befugniſſe beigelegt werden, geändert wer⸗ 
den müßten; 3 igen 

3) nicht richtig, daß das Abgeordnetenhaus 
vermöge ſeines Budgetrechts Miniſter⸗Gehalte nach 
freiem Ermeſſen ohne Rückſicht auf Artikel 45. der 
Verfaſſungs⸗Urkunde zu bewilligen oder zu verſagen 
hätte; ; nen m 

4), nicht richtig, daß bei einer Neubildung 
des Miniſterraths das Parlament berechtigt wäre, 
prozeßhindernde Einreden derart zu erheben, wir 
fie in dieſen Verhandlungen erhoben worden ſind.“ 


Dieſe Punkte werden dann in einzelnen Ab⸗ 
ſchnitten entwickelt; auf die Prüfung der Ausfüh- 
rungen werden wir zurückkommen. Ueber die innere 
Geſtaltung unſeres Parlamentarismus macht der Ver⸗ 
faſſer folgende Betrachtung: RI 

Das politiſche Denken unſerer Zeit kommt 
jelten zu einer Sammlung. Die Btuchſtücke par⸗ 
lamentariſcher Verhandlungen, welche die Zeitungen 
überhaupt mitteilen, find: nach wenigen Tagen dur 
neue Beuchſtücke anderer Staatsaftionen weggeſchwemmt. 
Erſcheint aber eine Parlamentsverhandlung einmal, 
wie vorſtehend, in ihrem wirklichen Zuſammenhange, 
ſo drängen ſich doch wohl einige allgemeine Be⸗ 
trachtungen unabweisbar auf. le 

Eine Geſchäfts behandlung, welche alle Initiative 
der Staatsregierung aufhebt, den Schwerpunkt der 
Diskuſſion in vertrauliche Vorſtands⸗ und Fraktlons⸗ 
beſchlüſſe und weiter zurück in die Preſſe legt, welche 
an die Stelle der Verhandtung überall Winkelbe⸗ 
ſchlüſſe ſetzt und die öffentliche Dlskuſſton zwiſchen 
Staatsregierung und Parlament zu einer bloßen 
Schauvorſtellung für Preſſe und auswärtlge Beſucher 
macht, kann nicht der Beſtimmung einer Volksver⸗ 
tretunz entſprechen und dem „Parlamentarismus“ 
in Teutſchland ſchwerlich Anſehen und Vertrauen 
erwerben. N 9 LASER 

Eine ſachliche Behandlung aber, in welcher un⸗ 
ter ſo viel kleinen Geſichtspunkten die wirkliche 
Sache verloren geht, mag deulſchen Grundnelgungen 
entſprechen, wir ſollten uns aber aufrichtig bemühen, 
dem Ernſt der Staatsgeſchäſte auch Lieblingsgewohn⸗ 
heiten zum Opfer zu bringen. 

Mit nicht minderer Schärfe urthellt Herr Gneiſt 
über die parlamentariſche Berichterſtattung der Preſſe 
und über deren Geſtalrung ſelbſt: 9 

Es iſt leider wahr, daß ſolche Berichterſtattung 
den Wünſchen des großen Publikums entſpricht. 
Dem Dentſchen ſtehen ſeine beſonderen Intereſſen, 
lokale, gewerbli he, Berufsintereſſen — anzererjeitg 
die auswärtigen Dinge — noch immer ſo nahe, 
ſein ſtaatliches Gemeinweſen mit allen großen Fra⸗ 
oer ſe fan, daß kes te, Malen ein fo geringe inne 
Intereſſe an einer ernſten politiicen Zeitung dat 
und keine andere Nation wohl einen ſolchen Maß⸗ 
Rab des Intereſſanten und Unintereſſanten anlegt, 
wie die unſrige. Wenn man bel der Elite un⸗ 
ſerer Geſellſchaft, bei Männern von patriotiſcher Ge⸗ 
ſinnung und Einſicht Revue halten wollte, welche 
Zeitungen ſie halten: man würde erſtaunen, welche 
Blätter bevorzugt werden, ſchlimmſtenfalls mit der 
Entſchuldigung, daß die für den Standpunkt des 
Hausherrn paſſenden Blätter gar zu trocken, zu un⸗ 
intereſſant namentlich für die Familie ſeien. Das 
Skandalöſe, das Triviale und das Auekdotenhafte 
hat den entſchiedenen Vorzug hier, wie im Theater 
und in der Kunkt. 5 N 

Die mangelhafte innere Durcharbeitung un⸗ 
ſeres Staatsrechtes, die Flüchtigkeit der parlamenta⸗ 
riſchen Verhandlungen, dle Verſchiebung des Schwer⸗ 
punktes der parlamentariſchen Entſcheidung, das 
Herunteiſinken des Zeitungsweſens von politiſcher 
Publiziſtit zu dem Verkauf von Neuigkeiten und 
Teivialitäten — dieſe Punkte ſtellt die Schrift des 
Herrn Gneiſt zur öffentlichen Disfuffion und wir 


offen, daß fie eine eingehende und der gebotenen 
b Aaregung entſprechende ſein wird. Das 
Bild unſerer inneren Lage bleibt aber ſo lange doch 
unvollſtändig, als nicht auch die ſcharfe Sonde der 
Kritik an den Grad der Mitverantwortlichkeit der 
Regierung und des leitenden Staatsmannes gegen 
über der Geſtaltung unſeres Parlamentarismus und 
Parteiweſens gelegt wird. Auch bittere Wahrheiten 
werden leichter 7 — 0 — er 2 erhellender Schein 
mäßig nach allen Seiten fällt. 
geg 4 * „Prov.-Corr.“ ſchließt eine Ueberſicht 
der Stellung der Mächte zu der Durchführung des 
Berliner Friedens mit folgenden beruhigenden Wor 
ten: „So iR denn in dieſem Augenblicke die Hoff⸗ 
nung nen befeſtigt, daß die Durchführung des Ber⸗ 
liner Friedenswerkes trotz aller Schwierigkeiten ſicher 
vorſchreiten werde.“ 

— Der „Pall⸗Mall⸗Gazette“ wird aus Ko- 
penhagen telegraphirt, der Herzog von Cumberland 
habe beſchloſſen, ſeine Anſprüche auf die Krone von 
Hannover nicht aufzugeben. Alle gegentheiligen Ge⸗ 
rüchte entbehrten der Richtigkeit. 

— Dem Magiſtrat iſt nunmehr durch den 
Miniſter des Innern, Grafen Eulenburg, mitgetheilt 
worden, daß die Rückkehr des Kaiſers definitiv auf 
den 5. Dezember feſtgeſetzt worden iſt. Se. Ma⸗ 
jeſtät wird um 9 Uhr Vormittags auf dem Pots⸗ 
damer Bahnhof eintreffen und ſich von dort durch 
die Königgrätzer Straße, das Brandenburger Thor 
und die Mitte der Linden⸗Promenade nach ſeinem 
Palais begeben. Mit Rückſicht auf dieſe Beſtim⸗ 
mungen, welche bereits in der letzten Sitzung des 
Komitee's für die Feier der Rückkehr des Kalſers 
nach Berlin in Ausſicht ſtanden, wird nunmehr die 
Ausſchmückung der Straßen ſtattfinden. 

— Die Durchführung des Berliner Friedens⸗ 
Vertrages iſt, wie die „Prov.⸗Korr.“ konſtatirt, in 
ben letzten Wochen Gegenſtand bedeutſamer Kund⸗ 
gebungen von mehreren leitenden Stellen der euro⸗ 
päiſchen Politik geweſen. Das Blatt führt als 
ſolche Kundgebungen zunächſt die Rede Lord Bea⸗ 
consſield's beim Lordmayors⸗Diners am 9. d. M. 
und die Anſprache des Kaiſers von Oeſterreich an 
die Delegationen am 10. an. Dann fährt die 
„Prov.⸗Korr.“ fort: 

Auch die ruſſiſche Regierung hat zu derſelben 
Zeit in wiederholten Erklärungen des auswärtigen 
Amtes die Verſicherung ertheilt, daß es der Wunſch 
des Kaiſers Alexander ſei, die Beſtimmungen des 
Berliner Vertrages in jeder Beziehung zu beachten, 
damit durch eine getreuliche Ausführung deſſelben 
die Pazifiztrung herbeigeführt werde, die ihm ſehr 
am Herzen liege. Kein Beamter des Kaiſers 
werde in dieſer Hinſicht ſeine Pflichten ver⸗ 
letzen. — — — 

Die ſtrikte Ausführung des Berliner Vertra⸗ 
ges (heißt es in einer weiteren Erklärung) bilde 
die Grundlage der gegenwärtigen Politik Ruß- 
lands. 

Frankreich hat neuerdings ſeinen Einfluß auf 
die Pforte im Sinne der ernſten Durchführung des 
Berliner Vertrages überhaupt und namentlich in 
Betreff der Berichtigung der Grenzen Griechenlands 
geltend gemacht. In letzterer Beziehung hat die 
franzöſiſche Regierung in Verfolg der Aufgabe, 
welche ſie ſich auf dem Kongreß ſelbſt geſtellt hatte, 
die übrigen Regierungen zur Unterſtützung ihrer Be⸗ 

ſtrebungen zu Gunſten Griechenlands aufgefordert 
und auf allen Seiten Geneigtheit gefunden, zur 
„Erreichung der in dem Berliner Vertrage bezeichneten 
Ziele auch in dieſer Beziehung mitzuwirken. 
So iſt denn in dieſem Augenblicke die Hoff⸗ 
nung neu befeſtigt, daß die Durchführung des Ber⸗ 


— 


. 


De) 


liner Friedens werkes trotz aller Schwierigkeiten ſicher 
vorſchreiten werde. 
L Unter dem 12 November hat der Reichs- 
kanzler dem Bundesrath die Einſetzung einer Kom⸗ 
miſſion empfohlen, welche unter Benutzung des vor⸗ 
handenen, ſowie desjenigen Materials, welches durch 
die Enqueten zu erwarten iſt, die Reviſton des Zoll⸗ 
tanifs vorzubereiten und die erforderlichen Anträge 
bei dem Bundesrathe zu ſtellen hätte. Die ent⸗ 
ſprechende Beſchlußnahme wird dem Bundesrath an⸗ 

heimgeſtellt. Aus den Motiven iſt hervorzuheben der 
Hinweis auf die Vermehrung der Reichseinnahmen, 
wäelche durch die finanzielle Lage des Reiches und 
der einzelnen Bundesſtaaten geboten erſcheint. Bei 
den im vorigen Sommer zu Heidelberg gepflogenen 

vertraulichen Beſprechungen über die im Reich vor⸗ 
zunehmende Steuerreform iſt, wie die Motive mit- 

theilen, die Ueberzeugung einmüthig zum Ausdruck 


7 


7 


* 


gelangt, daß das Syſtem der indirekten Beſteuerung 


und über die vorzuasweiſe 
ins Auge zu faſſenden Finanzartikel iſt ein allſei⸗ 
iges Einverſtändniß erzielt worden. Ferner weiſen 
die Motive auf die Lage der deutſchen Induſtrie 

= hin, ſowie auf das in den großen Nachbarſtaaten 
und in Amerikn zu Tage tretende Beſtreben nach 
Erhöhung des Schutzes der einheimiſchen Induſtrien. 

Es wird geſagt, die Frage erfordere eine eingehende 
Unterſuchung, 05 1.4. auch den vaterländiſchen Er⸗ 
zeugniſſen in erhöhtem Maße die Verſorgung des 
deuſchen Marktes vorzubehalten und zugleich das 
Verhandlungsmaterial herbelzuſchaffen ſei, um ſpäter 

zu serfuchen, ob ſich im Wege neuer Verträge die 
Schranken beſeitigen laſſen, welche unſere Export⸗ 
iüntereſſen ſchädigen. Von den- Ergebniſſen der im 
Gange befindlichen Enqueten wird gejagt, daß ſie 
nützliche Grundlagen zu liefern verſprechen für die 
Frage einer Erhöhung oder Wiedereinführung von 
Zollen auf die Erzeugniſſe der gleichartigen Indu⸗ 
ſtrien des Auslandes. Es wird ferner bemerkt, daß 
bereits Vorarbeiten gefertigt find über weitere Aen⸗ 
derungen des autonomen Zolltarifs, welche theils 
eine korrekte Faſſung, theils die Beſeitig ng der 
Mißverhältniſſe zwiſchen einzelnen Zollſätzen betref⸗ 
fen, zum Theil Erhöhung des Schutzes einzelner 
en, Induſtriezweige gegenüber der Konkurrenz des Aus⸗ 


weiter auszubilden jet, 


* 


4 


landes. Es wird ausdrücklich binzugefügt, daß d 
Einführung höherer Eingangszölle auf fremde i! be., His wenn derartige Dinge paſſtren, 
zeugniſſe nicht ausgeſchloſſen ſei. Außerdem werden wie ſoll ſodann die ſachliche Beurtheilung allgemeine 
techniſche Grü de, zum Beiſpiel die Frage der Er-| Wurzel ſchlagen? — Wenn dennoch bei dieſen 
ſetzung des Zentners als Gewichtseinheit, die Frage] Thatſachen ein he vorragendes, durch feine ſtrenge 
der verbeſſerten Gruppirung der Zarijpofitionen als] Sachlichkeit bekanntes Mitglied der Stadtverordneten⸗ 
Gründe für die Reviſion des Zolltarifs angeführt. Verſammlung in einem Briefe an Sie noch meint, 
Ausland. [daß der Vorſchlag mehrerer geachteter Bürger von 

Wien, 19. November. Meldungen der „Polit. der irrigen Anſicht ausgeht, daß zwei prinzipiell ver⸗ 
Korreſp.“: } ir ſchiedene Parteien in der Stabtverorbneten-Berfamm- 
Aus Konſtantinopel, 19. d.: Der e lung ſich befehden, ſo weiß ich nicht, was ich dar⸗ 
hat die Grundlagen für ein eventuelles Abkommen über denken oder jagen ſoll. Es mag dahingeſtellt 


gung der perſönlichen Begegnung 


mit Griechenland feſtgeſetzt. Hiernach gewährt die 
Pforte an Griechenland, falls daſſelbe von der im 
Berliner Vertrage feſtgeſetzten Grenzlinie abſieht, eine 
ausgiebige Gebietsentſchädigung in Theſſalien Die 
Ernennung der türkiſchen Delegirten zu den Ver⸗ 
handlungen mit Griechenland wird erwartet. — 


Inſurgenten hat bei Djuma ein Gefecht ſtalgefun⸗ 
den, wobei erſtere viele Gefangene machten. 

London, 18. November. i 
der Regierung bei der von Lord Beaeongfield pro⸗ 
klamirten „wiſſenſchaftlichen“ Berichtigung der afgha⸗ 
niſchen Grenze if, wie die „Morning Poſt“ erfährt, 
die dauernde Beſetzung vun Quetta und Jellalabad 
mit Anſtellung britiſcher Reſidenten in Kabul, Kan⸗ 
dahar und Herat. „Die beiden erſten Positionen 
mit ihren Militärſtraßen würden, ſchreib! das ge⸗ 
nannte Blatt, uns in den Stand ſetzen, in jedem 
Augenblicke entſprechende Streitkräfte nach jedem be⸗ 
drohten Punkte zu ſenden, während unſeſe Agenten 
in den genannten Städten zeitig Warnung geben 
würden von jeder nahenden Gefahr. Unßere jetzige 
Grenze kann bleiben wo ſie iſt, denn wenn ſie die 
Suleiman-⸗Kette einſchließen würde, jo würden wir 
damit in ein ungaſtliches Land vorrücken und hinter 
uns eine furchtbare Gebirgskette haben, beſetzt von 
einigen hunderttauſend Bergbewohnern von zweifel- 
hafter Loyalität. D/her wird die Jaduslinie mit 
vorgeſchobenen Poſten in Quetta und Jellalabad 
das Bündniß mit dem Emir von Afghaniſtan 
ſichern und wahrſcheinlich ſich zur Beſchüßung un⸗ 
ſeres „indiſchen Reiches als völlig hinreigend er⸗ 
weiſen. 

Sehr beunruhigende Nachrichten ſind im Ko⸗ 
lonialamte hinſichtlich der Haltung der Zuukaffern 
in Südafrika eingelaufen. Es ſoll ein neier Auf- 
ſtand in Ausſlcht ſtehen. Die aufrühreriſchen Stämme 
haben bedeutende Streitkräfte unter der Füfrerſchaft 
Cetewayos zuſammengebracht, und dieſer ha es er- 
reicht, daß ſämmtliche Stämme ihn als Oberherrn 
anerkennen. Vor zwei Monaten bereits hatte Ge⸗ 
neral Theſiger (jebt Lord Chelmeford), de Ober⸗ 
befehlshaber, an die heimiſche Regierung de Auf⸗ 
forderung gerichtet, ihm weitere Verſtärkuen an 
regulären Truppen zu ſchicken. Das Anſuchm wurde 
jedoch ablehnend beſchieden, weil die Regieung die 
Stärke der in der Seimath befindlichen Truppen 
nicht beeinträchtigen wollte. Der Grund vieſer 
Weigerung war die Beſorgniß möglicher Sermwide- 
lungen im Oriente. Der General hat etzt ſein 
Verlangen wiederholt und man befürchtet in Kolo⸗ 
nialamte, daß, wenn demſelben nicht ſchleung Folge 
gegeben wird, ſeine Truppen von der umeheuren 
Streitmacht der Eingeborenen, die ſich anfınmelt, 
überwältigt werden könnten. Zur Stunde har die 
Regierung noch keine Nachrichten von dem Msbruche 
der Feindſeligkeiten, doch iſt ſie auf deren Entreffen 
vorbereitet, und da keine telegraphiſche Vebindung 
mit dem Kap beſteht, jo iſt es immerhin möglich, 
daß der Kampf ſchon begonnen hat. 

Propinzielles. 

Stettin, 21. November. Zu Ehren ver heu⸗ 
tigen Geburtstagsfeier Ihrer Kaiſerlichen Hheit der 
Frau Kronprinzeſſin find heute di öffent⸗ 


liegenden Schiffe feſtlich beflaggt. 


Vorverſammlung zur Stadtverordnetenwahl 3. A b⸗ 
theilung 5. Wahlbezirk wurden die Her⸗ 
ren Kaufmann Jo h. Karl Hildebrand und 


daten der Bürgerpartei gewählt. 

— Herr Kaufmann Job. Carl“ 
hat an die „Neue Stett ig 
gerichtet, in welchem ern 
Mittelpartei auseinanderſt 
gemeinem Intereſſe iſt, ten 
ern wit tet 
! Bel Chung der Verengung vert zeln d, 
kommunaler Wähler ſchie s 
auch mir, faſt unglaubli . 
Eintracht und Frieden in 
ſammlung, wie in der BB. 
zu helfen, irgend welches K 
vielmehr nahmen wir an, 


n 
ir neuen 


Mar 
Tage 


meine Zuſtimmung in de f ide 
Nichtsdeſtoweniger üben Sie 
vom 18. und 19. d. M Tendenz 

Vereinigung, deren Ausſchh ))) 


anderer Mitglieder eine Krit! 


Zwiſchen türkiſchen Truppen und den bulgariſchen 


Das wahr tel 


ſein, wer den Kampf begonnen, wer öfter Recht 


gehabt, mit welchen Waffen gekämpft worden iſt 


(alte Sachen mag ich nicht aufrühren), — die 
nackte Wahrheit bleibt aber die, daß dergleichen 
Vorfälle in ſolcher Weiſe nicht in der Stadtver⸗ 
ordneten⸗Verſammlung hätten abgeſplelt werden dür⸗ 
fen. Das find keine Zeichen beſonderer kollegialer 
Achtung und verſchaffen einer Stadt wie Stettin 
nach außen hin kein beſonderes Anſehen. Bei 
ſolchen Vorkommniſſen iſt der gute Wille der Mehr⸗ 
beit der Stadtverordneten⸗Verſammlung: alle kom⸗ 
munalen Angelegenheiten ſachlich und zum Intereſſe 
der Stadt dennoch erledigen wollen — außerordent⸗ 
lich und recht ſehr anzuerkennen, — deſſen Aus⸗ 
führung bleibt aber bei derartig geführten ſubjektiven 
Kriegen mehr oder weniger Illuſton. Wenn nun 
die Vereinigung vermittelnder kommunaler Wähler 
dahin ſtrebte, zu Stadtverordneten ganz neue Kräfte 
in Vorſchlag zu bringen, jo war ibr, meines Er- 
achtens, daraus durchaus gar kein Vorwurf zu 
machen, denn durch ſolche Umwandlung des Stadt⸗ 
verordnetenkörpers war die beſte Heilung zu erhof- 
fen. Nichts deſtoweniger aber waren die Leiter der 
Verſammlung der Vereinigung vermittelnder kom⸗ 
munaler Wähler nicht ſo eigenwillig, darauf zu be⸗ 
ſtehen, ſondern ſie gingen auf die Vermittelungs⸗ 
vorſchläge der Verſammlung bereitwillig und gern 
ein. Von den bisherigen Stadtverordneten wurden 
vorgeſchlagrn: Herr Rentier Siebner, der die gehs 
rige Unterſtützung hatte und als Kandidat der Ver⸗ 
einigung hervorging, und einige andere, die aber bei 
der Abſtimmung die erforderliche Stimmen Majori⸗ 
tät nicht erhielten. Wie Sie nun aber dieſe fried⸗ 
liche Vereinigung mit der Mittelpartei für die letzte 
Reichstagswahl in Verbindung bringen können, iſt 
mir ganz unverſtändlich. Man kann meines Er⸗ 
achtens ſelbſt bei den ſchroffſten Gegenſätzen in po⸗ 
litiſcher und vielen anderen Beziehungen dennoch die 
Qualifikation zum Stadtverordneten beſſtzen! — 
In kommunaler Beziehung kenne ich überhaupt keine 
Parteien, — keine Fraktionen — kein Parteiweſen 
— keinen Parteihaß — keine Iſoltrung der Per⸗ 
ſonen und Beſtrebungen, ſondern nur eine allge- 
meine Verbindung auf dem geradeſten und direkte⸗ 
ſten Wege das allgemeine Wohl der Stadt zu för⸗ 
dern. Von den vorgeſchlagenen Kandidaten der 
Vereinigung mag allerdings ſo mancher noch kein 
kommunales Amt verwaltet haben, — dieſer Bor- 
wurf iſt zu ertragen. — Viele ſind aber darunter, 
die feit Jahren ſchon der Stadt dienen. Wenn die 
gute Abſicht nicht die genügende Unterſtützung in 
der Bürgerſchaft findet, ſo habe ich mich um den 
kommunalen Frieden zwar vergeblich, doch obne jeg- 
liches Sonterintereſſe bemüht, ich hoffe, daß dieſes 
aufrichtig und ehrlich gemeinte Beſtreben mich vor 
ferneren perſönlichen Angriffen ſchüßen wird. Ich 
bitte ergebenſt, dieſen meinen Brief als Erwiderung 
auf Ihre Auslaſſungen geneigteſt in Ihr Blatt auf- 
zunehmen, und benutze die Gelegenheit, Ihnen meine 
Hochachtung auszudrücken. 
Joh. Carl Hildebrand. 

Die „Neue Stettiner Zeitung“ geſteht ihrer⸗ 
ſeit» zu, daß Aus rufe, wie „Lügen“, „Unwahrhei⸗ 
ten“ von der Majorität der Stadtverordneten wie⸗ 
derholt gefallen, fie tröſtet ſich indeſſen damit, daß 


lichen, verſchiedene Privatgebäude und die n Hafen dieſe Ausruſe nur Herr R. Graßmann zu korps in Monaſtir, Chefket Paſcha, telegraphiſch an⸗ 


hören bekam. Letzteres iſt nicht einmal richtig, da 


— In der geſtrigen ſehr ſtark beſuchten auch beiſpielsweſſe Herr Pieſt oft ähnlichen Dingen die Inſurgenten zu beginnen und ſich behufs eints 


ausgeſetzt war. Zu bewundern iſt aber jener rück⸗ 
ſichtsloſe Cyniemus, mit dem die „Neue Stettiner 
Zeitung“ eine ſolche Behandlung, wenn ſie nur 


Juſtizrath Küchendahl einſtimmig al Kandi⸗ einen ihrer Gegner trifft, ganz in der Ordnung zu Vertreter Englands hat der rumäniſchen Regierung 
gegenüber geäußert, feine Regierung müſſe den Ar | 


halten ſcheint. 


gen Körpertheile find normal. — Herr Harrenbur 9 
wird dieſes Monſtrum der Thierarzneiſchule ein. 
ſchicken. 


Vermiſchtes. 

— Oieſterreichiſche Reſerviſten⸗Anekdoten. Ju 
den Laden eines Fleiſchers in Großwardein trat ein 
aus Bosnien heimgekehrter Reſerviſt mit der Frage; 
„Was koſtet eine Wurſt, die von einem meiner 
Ohren bis zum andern reicht?“ — „Fünfzig Kreu⸗ 
zer“, war die Antwort des Fleiſchers. Der Soldat 
ſuchte das Geld zuſammen, legte es vor den Flei⸗ 
ſcher hin und indem er ſich im Laden umſah, er. 
klärte er: „Schickt mir nur gleich Euren ganzen 
Wurſtvorrath in meine Wohnung und macht dann 
noch einige Wochen lang recht fleißig für mich 
Würſte, denn eines meiner Ohren habe ich hier am 
Kopfe, das andere aber liegt bei Tuzka, wo ein 
verfluchter Bosniake mir es abgeſchnitten bat; Ihr 
müßt mir daher für funfzig Kreuzer fo viel Mürke 
liefern, daß fle von Großwardein bis Tuzla reichen!“ 
Der Fleiſcher konnte die pfiffige Kundſchaft nur mit 
Mühe loswerden. — In Fünfkirchen wurde ein 
heimgekehrter Reſerviſt von feiner Familie freudig 
empfangen; ſeine Angehörigen erſchöpften ſich in 
den verſchiedenſten Bemühungen, ihn feine Stra. | 
pazen ſobald als moglich vergeſſen zu machen 
Natürlich wartete ſeiner beim Schlafengehen auch ein 
gutes Bett, doch war er nicht im Stande, darin 
einzuſchlafen. Nachdem er ſich lange in den Federn 
herumgewälzt hatte, ohne einſchlafen zu können, fand 
er endlich das richtige Mittel. Er ſtieg aus dem 
Bette, legte ſich auf den Fußboden und fünf Mi. 
nuten ſpäter lag er im tiefſten Schlaf. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Wiesbaden, 20. November. Der Kaiſer ber 
gab ſich heute Mittag nach dem Bahnhofe und 
kehrte mit der Kaiſerin, welche um 12 Uhr daſelbſt 
eingetroffen war, nach dem königlichen Schloſſe zu. 
rück. Zu der heutigen Mittagstafel find Einladun⸗ 
gen an die ſich hier aufhaltenden Fürſtlichkeiten er⸗ 
gangen. Die Kaiſerin kehrt Abends 6 Uhr nach 
Koblenz zurück. 

Geſtern wohnte der Kalſer der Vorſtellung im 
Hoftheater bei, in welcher der Hofſchauſpieler Jun⸗ 
ketmann eus Stuttgart nochmals gaſtirte. Zu der 
geſtrigen Tafel hatte eine größere Anzahl höherer Of. 
fiziere Einladungen erhalten. s 

Dresden, 20. November. Die bieſige Po⸗ 
lizeidirektion hat auf Grund des § 16 des So⸗ 
zialiſtengeſetzes das Einſammeln von Beiträgen zur 
Förderung ſozialiſtiſcher Beſtrebungen, ſowie die 
öffentliche Aufforderung zur Leiſtung ſolcher Beiträge 
verboten. 

Darmſtadt, 20. November. Die Beſſerung 
in dem Befinden des Großherzogs macht langſame 
Fortſchritte, ebenſo die des Befindens der Prinzeſſin 
Irene. 1 

Wien, 20. November. Das „Armee⸗Ver⸗ 
ordnungsblatt“ veröffentlicht ein Handſchreiben des E 
Kaiſers an den Feldzeugmeiſter Potlippovie vom 
18 d. M., worin der Kaifer die beantragte Auf- 
hebung des zweiten Armeekommandos genehmigt und 
den F3 M. Philippooic auf feine Bitte und unter 
dem Aus drucke wohlverdienten Dankes und vollſter 
Anerkennung auf den ihm vorbehaltenen Poſten ene 
kommandirenden Generals in Prag zurückberſezt. 
Berner hat der Kaiſer den Herzog von Würtemberg 
zum kommandirenden General und Chef der Lan; 
desregierung in Bosnien und der Herzegowing 
und den Baron Jovanovic zu deſſen Stellvertreter 
ernannt. | 

Wien, 20. November. Die „Pol. Corceſp.“ FE 
veröffentlicht folgende Meldungen: J 

Aus Konſtantinopel von geſtern: In Folge der 
ſtetigen Zunahme des Aufſtandes in Macedonten hat 
der Seraslier den Kommandanten des 3. Armte⸗ 


P 


gewieſen, unverzüglich energiſch die Operation gegen 


kombinirten Vorgehens mit dem Korpskommandanfen 
in Salonicht, Salih Paſcha, zu verſtändtgen. | 
Aus Bukareſt von heute: Der diplomatiſche 


-|nand Wutsdorf in Folge feiner Beziehungen | mänien abzuwenden und daſſelbe ſeinem Schickſale u 
„zur Pommerſchen Ritterſchaftlichen Privatbank eröff- | überlaffen. 


ber licher Gläubiger aufgehoben. 


Hausknecht verſchiedene Gegenſtände geſtohlen, iſt ge- | Lich der glücklichen Errettung des Königs von Italien J. 


a Te Die Deputation des Berliner Stadtgerichts ſchluß einer neuen Konvenllon zwiſchen Rumänien 
für Kredit⸗ und Nachlaßſachen hat am 14. d. den und Rußland nicht nur lebhaft bedauern, ſondem 
über das Bermögen des Wein⸗Großhändlers Ferdi⸗ auch als Grund anſehen, ihr Intereſſe von Ru⸗ 


neten Konkurs nach erfolgter Einwilligung ſämmt⸗ Rom, 20. November. Kaiſer Alexander hat | 


den ruſſiſchen Botſchafter Baron Uxkull beauftragt, 
— Der Dieb, welcher am 11. d. M. Jun-⸗ ihm täglich Nachricht über das Befinden des Könige 
kerſtraße 12 bei dem Bäckermeiſter Schmoo! einen Humbert nach Livadia zu ſenden. Heute Morgen 
Diebſtahl verübt und dem Geſellen, Lehrling und fand in der Kapelle der ruſſiſchen Botſchaft anläß ⸗ 


fern in der Perſon des früher bel Schmook in Ar⸗ ein Dankgottesdienſt ftatt. Die Maniſeſtatlonen 
beit geſtandenen Bäckergeſellen Otto Heinrich Emil] gegen das Attentat, ſowie gegen die Juternatlona⸗ 
Lenz aus Calltes ermittelt und zur Hoft gebracht. liſten dauern fort. 

— Der Schuhmacher Alexander Min ohr 
gerieth geſtern mit ſeinem bei ihm lernenden 18jäh- 
igen Sohn Alfred wegen Auslieferung einer Arbeit 


Die geehrten Mitglieder der 


e Sͤtreit, bei welchem Letzterer ein Meſſer erfaßte 
ö did feinem Vater einen Stich in den linken Ober⸗ 
ders von der Prefje erwartet A verſetzte und ſich ſelbſt eine Stichwunde in die 
kommen. Wenn Sie zunächſt meinen, Beuuſtſeite beibrachte. Beide Wunden find nicht 
kollegialer Achtung und ſachl! ! eee ech. Der Sohn iſt verhaftet, da der Vater 
dem Tode des früheren Stadivskoroneten⸗Borſtehers den trafantrag geſtellt. 

fat immer in der Stadtverordneten ⸗Veſammlung Gllnow, 20. November. Der Thierarzt Har⸗ 
geübt jei, und dieſer Vorwurf des Elladungs⸗ renburg ier ift augenblicklich im Beſitz einer ſeltenen 
ſchreibens zur Vorverſammlung vom 17. * N. da⸗ Mißgebu von einem Schwein. Dieſe Mifßßgeburt, 
her nur in beſchränktem Maße zuträfe, jr geſtatte ungefähr vn der Länge eines Fußes, hat oben vor 
ich mir darauf zu erwidern. daß Ausrife in der der Süirnha, einen Rüſſel, gut einen Finger dick 
Stadlverordneten⸗Verſammlung, wie: „Lüge % Un⸗ und lang, a, der Spize deſſelben beſuden ſich 
wahrheiten“, nicht nach Mäßigung in der Aisrucks⸗ Saugwarzen; in der Mitte des Kopfes, von dem 
weiſe klingen, und eine gegenſeitige Achtun nicht Rüſſel verdeckt, fig, ein Auge von der Größe eines 
voraus ſetzen laſſen. Auch Injurtenklagen, di aus 50⸗Pfennigſtücks; die Naſe 0 blos angedeutet und 
der Stadtverordneten⸗Verſammlung hervorgeg gen, das Maul ſteht vor, w. bei den Affen; die übri⸗ 
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gethan iſt, dem Verſöhnunge 
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Bürgerpartei, 

II. Abtheilung 1. und 2. Wahlbezirk, 
werden Behufs Aufſtellung der Kandidaten 
für die diesmalige Stadtverordneten⸗Wahl 
zu einer 


Versammlung 
auf Freitag, den 22. November, Abends 
8 Uhr, im Saale des Höôtel de 
Russie 
ergebenſt eingeladen. 
Hochachtungsvoll 
Das Komitee der Bürgergartei. 
AW. Grassmannm. 


